BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 11. Juli 2013, IVR 27/09

Benennung des Zahlungsempfangers bei Erwerb einer Beteiligung an einer liechtensteinischen AG - Priifung der
Zumutbarkeit - Zweck des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO bei ausldndischen Domizilgesellschaften bzw. Basisgesellschaften

BFH IV. Senat

AO §90 Abs 2,A0 § 160 Abs 1S 1, A0 § 160 Abs 1 S 2, FGO § 76 Abs 1, FGO & 102, AO & 5, EStG & 4 Abs 4, EStG § 6
Abs 1 Nr2S2

vorgehend FG Dusseldorf, 14. April 2009, Az: 10 K 795/05 G, F
Leitsatze

1. Unter § 160 Abs. 1 Satz 1 AO fallen auch Ausgaben zum Erwerb aktivierungspflichtiger Wirtschaftsguter (Klarstellung
zum BFH-Urteil vom 15. Oktober 1998 IV R 8/98, BFHE 187, 201, BStBL 11 1999, 333).

2. Im Rahmen der Prufung der Zumutbarkeit des Benennungsverlangens nach & 160 Abs. 1 Satz 1 AO ist auch zu
wurdigen, ob zwischen einer Ausgabe zum Erwerb eines aktivierungspflichtigen Wirtschaftsguts, darauf beruhenden
erfolgswirksamen Buchungen des bilanzierenden Steuerpflichtigen und einem hieran ankniipfenden
Benennungsverlangen der Finanzverwaltung ein Zeitraum liegt, der das Benennungsverlangen im konkreten Einzelfall
als unverhaltnismafiig erscheinen Lasst.

3. Bei auslandischen Domizilgesellschaften bzw. Basisgesellschaften ist der Zweck des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO erst
erreicht, wenn sichergestellt ist, dass der wirkliche Empfanger der Zahlungen entweder im Inland nicht steuerpflichtig
ist oder im Inland seine steuerlichen Pflichten erfillt hat. Die Finanzbehorde ist zwar berechtigt, nicht aber verpflichtet,
aufzuklaren, wer wirklich hinter einer solchen Gesellschaft steht (Bestatigung der Rechtsprechung) .

Tatbestand

A. Die Klagerin und Revisionsklagerin zu 1. (Klagerin) --eine GmbH-- ist Ende 1997 aus der A-KG hervorgegangen, an der
sie bis dahin als Komplementarin beteiligt war. Kommanditisten der A-KG waren zuletzt B, der Beigeladene und
Revisionsklager zu 2. (Beigeladener), sowie C. In den Streitjahren (1993 und 1994) war neben der Klagerin als
Komplementarin nur der Beigeladene als Kommanditist beteiligt.

2 Im Dezember 1997 vereinbarten die Gesellschafter der A-KG, das Kapital der Klagerin mit Wirkung zum
31. Dezember 1997 zu erhéhen und zu diesem Zweck die Kommanditanteile von dem Beigeladenen und von C auf
die Klagerin zu uUbertragen. Gleichzeitig wurden die Firma der Klagerin und deren Gesellschaftszweck den neuen
Gegebenheiten angepasst. Am 20. Februar 1998 wurde die A-KG im Handelsregister geldscht.

3 Nach den Feststellungen des Finanzgerichts (FG) hatte die A-KG ein Zulieferunternehmen fur die
Automobilindustrie unterhalten, das in der Folgezeit von der Klagerin fortgefihrt wurde. Hierbei hatte sich die A-KG
Anfang der 1990er Jahre wirtschaftlich in Spanien engagiert. In ihrer Bilanz zum 30. Juni 1992 wies die A-KG unter
Beteiligungen bzw. sonstige Vermdgensgegenstande u.a. folgende Positionen aus:

DM

P-AG, Liechtenstein 8.569.778
Beteiligungsquote 50 v.H.

Sonstiger Vermogensgegenstand  455.222
"P-AG, Liechtenstein”

5 In den folgenden Wirtschaftsjahren 1992/93 und 1993/94 nahm die A-KG auf die Beteiligung an der P-AG
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"Teilwertabschreibungen” vor; der genannte sonstige Vermogensgegenstand wurde im Wirtschaftsjahr 1993/94 auf
0 DM abgeschrieben:

DM DM
Abschreibung verbleibender Wert

Bilanz zum 30. Juni

1993

Beteiligung an der P-AG 2.569.778 6.000.000
Sonstiger 0 455.222
Vermogensgegenstand

Bilanz zum 30. Juni

1994

Beteiligung an der P-AG 5.529.580 470.420
Sonstiger 455.222 0
Vermdgensgegenstand

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) berlicksichtigte die geltend gemachten Abschreibungen
zunachst in seinen unter dem Vorbehalt der Nachprufung (§ 164 Abs. 1 der Abgabenordnung --AO--) erlassenen
Gewinnfeststellungsbescheiden fiir 1993 vom 16. Februar 1995 und fiir 1994 vom 4. September 1995. Die darin
festgestellten Einkiinfte aus Gewerbebetrieb beliefen sich auf 11.610.785 DM (1993) und auf 7.769.060 DM (1994).
Ausgehend davon setzte das FA unter dem Vorbehalt der Nachpriifung den Gewerbesteuermessbetrag fiir 1993 auf
602.073 DM und fiir 1994 auf 405.558 DM fest.

Eine bei der A-KG durchgefiihrte AuRenpriifung gelangte in ihrem Bericht vom 26. November 1997 u.a. zu der
Feststellung, dass alleiniger Geschaftszweck der P-AG das Halten von Anteilen (45,965 v.H.) an der spanischen C-SA
gewesen sei. Die P-AG habe diese Anteile am 26. September 1991 von der ebenfalls in Liechtenstein ansassigen V-
AG zu einem Kaufpreis von umgerechnet 940.840 DM erworben. Die P-AG und die V-AG hatten lediglich den
Charakter einer Briefkastengesellschaft gehabt. Am 20. Februar 1992 habe die A-KG 50 v.H. der Anteile an der P-AG
von der S-Anstalt mit Sitz in Vaduz/Liechtenstein erworben. Der Kaufpreis habe 9.025.000 DM betragen, wovon
8.569.778 DM auf die Beteiligung und 455.222 DM auf eine abgetretene Forderung entfallen seien. Zeitgleich mit
dem Erwerb der Anteile an der P-AG habe die A-KG mittelbar weitere Anteile an der C-SA Uber die T-SA, Spanien,
bzw. Uber eine Tochtergesellschaft der T-SA erworben. Fur diese Anteile (insgesamt rund 54 v.H.) sei von der T-SA
ein Kaufpreis von 6 Mio. DM entrichtet worden. Hieraus folgerte die Auf3enpriifung, dass von der
liechtensteinischen Gesellschaft im Vergleich zu der Investition in Spanien ein deutlich hoherer Kaufpreis in
Rechnung gestellt worden sei.

Weiter fuhrte die Aufenprufung in ihrem Bericht aus, dass die P-AG mit Beschluss vom 26. August 1994 aufgeldst
worden sei. Im Zuge der Liquidation seien die von der P-AG gehaltenen Anteile an der C-SA auf die Anteilseigner
der P-AG uUbertragen worden und damit zur Halfte auf die A-KG. Hierfir sei ein Kaufpreis in Hohe von 470.420 DM
vereinbart worden; zum gleichen Preis habe die A-KG die Anteile an die T-SA veraufert. Anschliefiend sei die P-AG
im Handelsregister geléscht worden.

Die AuRenprufung vertrat die Auffassung, dass die A-KG trotz entsprechender Anfrage nicht eindeutig habe klaren
koénnen, wer Anteilseigner der im Ausland ansassigen sog. "Briefkastenfirmen” gewesen sei. lhrer Erklarung zufolge
habe vermutlich ein spanischer Staatsbuirger, G, hinter den Unternehmungen gestanden. Dies sei aber zweifelhaft,
denn G habe in einem Schreiben vom 3. Juni 1991, d.h. wahrend der laufenden Verkaufsverhandlungen, mitgeteilt,
dass er die Aktiondre, die unmittelbar oder mittelbar die Anteile an der C-SA hielten, "mit den Vollmachten und
Entscheidungsbefugnis” vertreten werde. Dies deute darauf hin, dass G lediglich als Generalbevollmachtigter fir
Dritte aufgetreten sei. Die Auf3enprifung vertrat deshalb die Ansicht, dass die in den Streitjahren geltend
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gemachten Abschreibungen steuerlich nicht anzuerkennen und dem Gewinn auf3erhalb der Bilanzen
hinzuzurechnen seien.

Der Beurteilung der Aufdenpriifung folgend stellte das FA mit nach & 164 Abs. 2 AO gednderten
Gewinnfeststellungsbescheiden 1993 und 1994 vom 21. April 1998 Einklnfte der A-KG aus Gewerbebetrieb in Hohe
von 14.028.274 DM (1993) und in Hohe von 11.354.425 DM (1994) fest. Die Gewerbesteuermessbetrage fur die
Streitjahre setzte das FA mit nach & 164 Abs. 2 AO geanderten Gewerbesteuermessbescheiden 1993 und 1994 vom
19. Mai 1998 auf 753.544 DM (1993) und 608.282 DM (1994) fest.

Wahrend des nachfolgenden Einspruchsverfahrens erlief das FA wegen hier nicht streitiger Sachverhalte auf § 172
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO gestiitzte weitere Anderungsbescheide. In seinen Gewinnfeststellungsbescheiden 1993 und
1994 vom 11. November 1998 stellte das FA Einklnfte der A-KG aus Gewerbebetrieb in Hohe von 12.577.608 DM
(1993) und in Hohe von 9.927.478 DM (1994) fest. Die Gewerbesteuermessbetrage setzte das FA auf 684.229 DM
(1993) und 540.157 DM (1994) fest.

Den gegen die Nichtbertcksichtigung der geltend gemachten Abschreibungen eingelegten Einspruch wies das FA
mit Einspruchsentscheidung vom 26. Januar 2005 als unbegriindet zurtick. Das FG wies die Klage aus den in
Entscheidungen der Finanzgerichte 2009, 1538 veroffentlichten Grinden ab.

Mit ihren Revisionen rugen die Klagerin und der Beigeladene Verfahrensfehler sowie die Verletzung materiellen
Rechts.

Die Klagerin beantragt,

das Urteil des FG Diisseldorf vom 15. April 2009 10 K 795/05 G,F aufzuheben und unter Anderung der
Feststellungsbescheide 1993 und 1994 vom 11. November 1998 und der Gewerbesteuermessbescheide 1993 und
1994, jeweils in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 26. Januar 2005, Teilwert- bzw.
Forderungsabschreibungen auf den 30. Juni 1993 in Hohe von 2.569.778 DM und auf den 30. Juni 1994 in Hohe von
5.529.580 DM und 455.222 DM zu berucksichtigen,

hilfsweise,
das Urteil des FG Dusseldorf vom 15. April 2009 10 K 795/05 G,F aufzuheben und die Sache zur erneuten
Entscheidung an das FG Dusseldorf zuriickzuverweisen.

Der Beigeladene schlief3t sich dem Antrag der Klagerin hinsichtlich der Gewinnfeststellungsbescheide an.

Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

B. Die Revisionen der Klagerin und des Beigeladenen sind unbegriindet und deshalb zuriickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--).

20

21

I. Die Verfahrensriigen der Revisionsklager greifen nicht durch.

1. Ein absoluter Revisionsgrund i.S. des § 119 Nr. 2 FGO ist nicht gegeben. Die Revisionsklager sehen die in der
Vorinstanz mit der Sache befassten Richter als befangen an, weil das FG in seiner angefochtenen Entscheidung die
"Seriositat” der A-KG in Frage gestellt habe. Es kann dahinstehen, ob diese Verfahrensriige schon deshalb ohne
Erfolg bleibt, weil nach & 119 Nr. 2 FGO die Besorgnis der Befangenheit eines Richters nur dann ein absoluter
Revisionsgrund ist, wenn der Richter wegen dieser Besorgnis mit Erfolg abgelehnt war (standige Rechtsprechung,
z.B. Beschlisse des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 15. Dezember 1987 VIII R 132/86, BFH/NV 1988, 506, zur
Vorgangervorschrift des § 116 Abs. 1 Nr. 2 FGO a.F.; vom 31. Juli 2012 VIII B 53/12, BFH/NV 2012, 1984) und eine
erst nach Erlass des angefochtenen Urteils geltend gemachte Richterablehnung als absoluter Revisionsgrund
--jedenfalls grundsatzlich-- selbst dann nicht in Betracht kommt, wenn dem Betroffenen der Ablehnungsgrund erst
nachtraglich bekannt geworden ist (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 23. Mai 2000 VIII R 20/99, BFH/NV 2000, 1359; BFH-
Beschluss vom 30. Mai 2008 IX B 216/07, BFH/NV 2008, 1510; Lange in Hibschmann/Hepp/Spitaler --HHSp--,

§ 119 FGO Rz 160, jeweils m.w.N.; zu moglichen Ausnahmen von diesen Grundsatzen BFH-Beschluss in BFH/NV
1988, 506, und BFH-Urteil in BFH/NV 2000, 1359). Diese Verfahrensriige kommt schon deshalb nicht zum Tragen,
weil die beanstandete, in den Entscheidungsgriinden des angegriffenen Urteils enthaltene AuRerung des FG in
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ihrem Kontext zu sehen ist und sich insoweit als Teil einer sachbezogenen und mdglichen Tatsachen- und
Beweiswirdigung erweist.

Das FG hat den Vortrag der Klagerin aufgegriffen, dass allein G eine Verschiebung der Kaufpreisanteile --sinngemaf
nach Liechtenstein-- vorbereitet habe; dabei hat es u.a. ausgeflhrt, dass es nicht fur die Seriositat der A-KG spreche,
wenn diese dem Ansinnen des G zugestimmt habe. Dies steht im Zusammenhang mit der gleichzeitigen Aussage
des FG, den tatsachlich verwirklichten Sachverhalt nicht zu kennen. Wenn das FG unter diesen Umstanden gefolgert
hat, sich nicht in der Lage zu sehen, "die A-KG allein nach der Schilderung der Klagerin zu entlasten’, ist dies allein
nicht geeignet, Misstrauen in die Unparteilichkeit der mit der Ausgangsentscheidung befassten Richter zu
begriinden.

2. a) Soweit die ubrigen von den Revisionsklagern vorgebrachten Verfahrensfehler Gberhaupt im Zusammenhang
mit der Anwendung des § 160 Abs. 1 Satz 1 AO stehen, halt der Senat diese Verfahrensriigen --ungeachtet teilweise
bestehender Bedenken gegen ihre ordnungsgemafe Darlegung gemaf & 120 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b FGO-- jedenfalls
nicht fur durchgreifend. Soweit nicht im Folgenden unter B.II. zu weiteren gerligten Verfahrensfehlern, insbesondere
einer Verletzung der Sachaufklarungspflicht, Stellung genommen wird, sieht der Senat gemaf & 126 Abs. 6 FGO von
einer weiter gehenden Begrindung ab.

b) Soweit sich die von den Revisionsklagern erhobenen Verfahrensriuigen auf die Begriindung des FG beziehen, dass
(auch) die materiell-rechtlichen Voraussetzungen fir die streitbefangenen Abschreibungen nicht vorldagen, braucht
uber diese Rlgen nicht entschieden zu werden (BL.IIL.).

Il. Das FG hat zu Recht entschieden, dass der von der A-KG in den Streitjahren geltend gemachte
Betriebsausgabenabzug in der Gestalt von Abschreibungen zu versagen ist. Der streitbefangene Abzug scheidet
bereits deshalb aus, weil --wie das FG unter Beachtung der Vorgaben des § 102 FGO in revisionsrechtlich nicht zu
beanstandender Weise erkannt hat-- die Voraussetzungen des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO vorliegen und dem FA bei
Anwendung dieser Vorschrift kein Ermessensfehler unterlaufen ist.

1. Nach § 160 Abs. 1 Satz 1 AO sind (u.a.) Betriebsausgaben, Werbungskosten und andere Ausgaben steuerlich
regelmafig nicht zu berucksichtigen, wenn der Steuerpflichtige dem Verlangen der Finanzbehdorde nicht
nachkommt, die Empfanger genau zu benennen.

Das nach dieser Vorschrift vom FA auszutbende Ermessen vollzieht sich nach standiger Rechtsprechung des BFH
(z.B. BFH-Urteil vom 30. August 1995 | R 126/94, BFH/NV 1996, 267, m.w.N.) auf zwei Stufen.

a) Auf der ersten Stufe entscheidet das FA nach pflichtgematem Ermessen (§ 5 AQO), ob es das
Benennungsverlangen an den Steuerpflichtigen richten soll. Ein Benennungsverlangen als erste Stufe der
Ermessensausubung ist grundsatzlich rechtmafdig, wenn aufgrund der Lebenserfahrung die Vermutung naheliegt,
dass der Empfanger einer Zahlung den Bezug zu Unrecht nicht versteuert hat (BFH-Urteil vom 10. Marz 1999

X1 R 10/98, BFHE 188, 280, BStBL Il 1999, 434, m.w.N.).

b) Auf der zweiten Stufe trifft das FA eine Ermessensentscheidung daruber, ob und inwieweit es die in § 160 Abs. 1
Satz 1 AO genannten Ausgaben, bei denen der Empfanger nicht genau benannt ist, zum Abzug zulasst. Kommt ein
Steuerpflichtiger einem (rechtmafdigen) Benennungsverlangen nicht nach, ist jedoch der Abzug der Ausgaben
gemaf § 160 Abs. 1 Satz 1 AO "regelmafdig” zu versagen. Deshalb kann von der Rechtsfolge des & 160 AO nur
ausnahmsweise abgesehen werden bzw. die Versagung des Abzugs nur im Ausnahmefall gleichwohl
ermessensfehlerhaft sein (vgl. dazu z.B. BFH-Urteile vom 13. Marz 1985 | R 7/81, BFHE 145, 502, BStBL 11 1986, 318;
in BFHE 188, 280, BStBL 11 1999, 434; vom 4. April 1996 IV R 55/94, BFH/NV 1996, 801).

c) Diese Ermessensentscheidungen sind unselbstandige Bestandteile der Verfahren der gesonderten Feststellung
der Besteuerungsgrundlagen (wie hier die Gewinnfeststellung 1993 und 1994) oder der Steuerfestsetzung --bzw.
hier der Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrags 1993 und 1994-- und konnen nur mit Rechtsbehelfen gegen
die betreffenden Bescheide angegriffen werden (z.B. BFH-Urteile in BFH/NV 1996, 267, m.w.N.; vom 12. September
1985 VIII R 371/83, BFHE 146, 99, BStBL 11 1986, 537). Das Benennungsverlangen steht in besonderem Mafie unter
dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit (z.B. BFH-Urteile in BFH/NV 1996, 267, und in BFHE 188, 280, BStBL 11 1999,
434; BFH-Beschluss vom 25. August 1986 IV B 76/86, BFHE 149, 381, BStBL Il 1987, 481, jeweils m.w.N.). Deshalb
durfen das Verlangen nicht unverhaltnismafig sein und die fir den Steuerpflichtigen zu befirchtenden Nachteile
(z.B. wirtschaftliche Existenzgefahrdung) nicht aufder Verhaltnis zum beabsichtigten Aufklarungserfolg (z.B.
geringfligige Steuernachholung bei den Empfangern) stehen. Die Entscheidung Uber die Zumutbarkeit des
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Benennungsverlangens hangt jedoch von den jeweiligen Umstanden des Einzelfalles ab. Das Verlangen darf auch
dann gestellt werden, wenn der Steuerpflichtige den Empfanger nicht bezeichnen kann, weil ihm bei Auszahlung
des Geldes dessen Name und Anschrift unbekannt waren. Dies gilt umso mehr fiir Auslandssachverhalte, in denen
der Steuerpflichtige nach & 90 Abs. 2 AO in erhohtem Maf3e zur Erbringung von Nachweisen und zur Beschaffung
und Vorlage von Beweismitteln verpflichtet ist (z.B. BFH-Urteil in BFH/NV 1996, 267, m.w.N.). Vor allem bei
Domizilgesellschaften besteht fur den Steuerpflichtigen ein hinreichender Anlass, sich bei Aufnahme der
Geschaftsbeziehungen Uber den Vertragspartner oder bei Zahlung der Gelder Gber den wahren Zahlungsempfanger
zu erkundigen (z.B. BFH-Beschluss vom 5. November 2001 VIII B 16/01, BFH/NV 2002, 312, m.w.N.). Aus & 90 Abs. 2
AO ergibt sich, dass bei Sachverhalten mit Auslandsberihrung die Informationsbeschaffung Sache des
Steuerpflichtigen ist, der die Verhaltnisse gestaltet (vgl. BFH-Urteil in BFHE 145, 502, BStBL 11 1986, 318).

d) Empfanger der in &8 160 Abs. 1 Satz 1 AO bezeichneten Ausgaben ist derjenige, dem der in der (Betriebs-)Ausgabe
enthaltene wirtschaftliche Wert ibertragen worden ist (vgl. hierzu und zum Folgenden z.B. BFH-Urteil in BFH/NV
1996, 267; BFH-Beschlusse vom 24. April 2009 IV B 104/07, BFH/NV 2009, 1398, und vom 17. November 2010

| B 143/10, BFH/NV 2011, 198, jeweils m.w.N.). Ist eine naturliche oder juristische Person, die die Zahlungen des
Steuerpflichtigen entgegengenommen hat, lediglich zwischengeschaltet, weil sie entweder mangels eigener
wirtschaftlicher Betdtigung die vertraglich bedungenen Leistungen gar nicht erbringen konnte oder weil sie aus
anderen Grinden die ihr erteilten Auftrage und die empfangenen Gelder an Dritte weitergeleitet hat, so ist sie nicht
Empfanger i.S. des § 160 Abs. 1 Satz 1 AO; die hinter ihr stehenden Personen, an die die Gelder letztlich gelangt
sind, sind in einem solchen Fall zu benennen. Dies folgt aus dem Sinn der Vorschrift, mogliche Steuerausfalle zu
verhindern, die dadurch eintreten konnen, dass der Empfanger geltend gemachter (Betriebs-)Ausgaben die
Einnahmen bei sich nicht steuererhohend erfasst. Empfanger kann mithin nur derjenige sein, bei dem sich die
Geldzahlung --wenn auch neben anderen Personen-- steuerrechtlich auswirkt. Insoweit reicht es auch nicht aus,
dass die in das Leistungsverhaltnis zwischengeschaltete Domizilgesellschaft benannt wird; eine Domizilgesellschaft
kann selbst niemals wirtschaftlicher Empfanger der Zahlungen sein (vgl. hierzu und zum Folgenden z.B. BFH-
Beschluss in BFH/NV 2002, 312, m.w.N.). Es genligt auch nicht, dass die Anteilseigner einer Domizilgesellschaft oder
die in deren Namen auftretenden Personen benannt werden; zu benennen sind die Auftragnehmer der
Domizilgesellschaft, die die vertraglich ausbedungenen Leistungen ausfihren und deshalb die hierfiir geschuldete
Gegenleistung beanspruchen kdnnen. Auch insoweit ist zu beriicksichtigen, dass der Steuerpflichtige --bei
Sachverhalten mit Auslandsberihrung in besonderem Maf3e (§ 90 Abs. 2 AO)-- verpflichtet ist, von sich aus die
erforderlichen Nachforschungen lber diese Auftragnehmer und weitere Zahlungsempfanger anzustellen. Benannt
ist ein Empfanger, wenn er (nach Namen und Adresse) ohne Schwierigkeiten und eigene Ermittlungen der
Finanzbehdrde bestimmt und ermittelt werden kann (standige Rechtsprechung, z.B. BFH-Urteil vom 1. April 2003
IR 28/02, BFHE 202, 196, BStBL Il 2007, 855; BFH-Beschluss in BFH/NV 2009, 1398, jeweils m.w.N.). Bei
auslandischen Domizilgesellschaften ist der Zweck des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO erst erreicht, wenn sichergestellt ist,
dass der wirkliche Empfanger der Zahlungen entweder im Inland nicht steuerpflichtig ist oder im Inland seine
steuerlichen Pflichten erfillt hat (z.B. BFH-Urteil vom 15. Oktober 1998 IV R 8/98, BFHE 187, 201, BStBL |1 1999,
333, m.w.N.). Gleiches gilt bei Zahlungen an eine auslandische Gesellschaft, die selbst nicht in nennenswertem
Umfang wirtschaftlich tatig ist (auslandische Basisgesellschaft, vgl. z.B. BFH-Urteil in BFHE 202, 196, BStBL 1l 2007,
855, m.w.N.). Auch dann muss der wirkliche Empfanger der Zahlungen benannt sein und die Finanzbehorde
uberprifen kénnen, ob dieser seine steuerlichen Pflichten im Inland entweder erfiillt hat oder mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit im Inland nicht steuerpflichtig ist (z.B. BFH-Urteil in BFHE 202, 196, BStBL I 2007,
855; BFH-Beschluss in BFH/NV 2011, 198). Die Behorde ihrerseits ist zwar berechtigt (§ 160 Abs. 1 Satz 2 AO), nicht
aber verpflichtet, aufzuklaren, wer wirklich hinter der Basisgesellschaft steht (BFH-Urteil in BFHE 202, 196, BStBL Il
2007, 855).

e) Die Aufforderung, den Zahlungsempfanger zu benennen und bei unterlassener Empfangerbenennung den
Betriebsausgabenabzug zu versagen, ist auch dann rechtmafiig, wenn die geltend gemachten Betriebsausgaben
dem Steuerpflichtigen mit Sicherheit entstanden sind (BFH-Urteile vom 9. August 1989 | R 66/86, BFHE 158, 7,
BStBL 11 1989, 995, und vom 24. Juni 1997 VIII R 9/96, BFHE 183, 358, BStBL Il 1998, 51; BFH-Beschluss vom
10. Dezember 2009 X B 172/08, BFH/NV 2010, 596).

2.8 160 Abs. 1 Satz 1 AO ist auch auf die im Streitfall vorliegende Situation anwendbar, dass anlasslich eines
Erwerbs- bzw. Anschaffungsvorgangs bei einem bilanzierenden Steuerpflichtigen im Wirtschaftsjahr des
Erwerbs/der Anschaffung ein erfolgsneutraler Aktivtausch gebucht und erst in spateren Wirtschaftsjahren
Abschreibungen auf den Zugangswert des erworbenen Wirtschaftsguts vorgenommen werden, die den Gewinn des
Erwerbers mindern.
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a) § 160 Abs. 1 Satz 1 AO erfasst nicht nur Ausgaben, die sich unmittelbar gewinnmindernd auswirken. Nicht zu
berlicksichtigen sind bei Vorliegen der Voraussetzungen der Norm auch Ausgaben fiir den Erwerb eines
Wirtschaftsguts, die infolge einer zunachst stattfindenden Aktivierung erst spater zu einer Gewinnminderung
fuhren, sei es in Gestalt von Abschreibungen auf den aktivierten Betrag, sei es durch gewinnmindernde Ausbuchung
des Buchwerts bzw. Restbuchwerts bei Veraufierung oder Untergang des aktivierten Wirtschaftsguts. Dies folgt zum
einen aus dem weit gefassten Wortlaut des § 160 Abs. 1 Satz 1 AO, nach dem es nicht darauf ankommt, wann
Ausgaben --verstanden als Ausgabe von Geld-- auch zu Aufwand fihren und sich damit erfolgswirksam auswirken.
Die Ausgaben fir ein aktivierungspflichtiges Wirtschaftsgut sind daher unabhangig vom Zeitpunkt ihrer
Aufwandswirksamkeit steuerlich nicht zu berlcksichtigen. Zum anderen ergibt sich dies auch aus dem vorgenannten
Sinn der Vorschrift. Denn danach sind auch mogliche Steuerausfalle zu verhindern, die dadurch eintreten konnen,
dass der Empfanger Einnahmen bei sich nicht steuererhéhend erfasst, wahrend beim Leistenden Ausgaben nicht nur
im Zeitpunkt der Verausgabung, sondern auch in spateren Veranlagungszeitraumen zu erfolgswirksamem Aufwand
fuhren kénnen. Insoweit ist nicht von Bedeutung, in welcher Gestalt spaterer Aufwand steuerlich geltend gemacht
wird, so dass es fur die Anwendung des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO auch nicht darauf ankommt, ob es sich etwa um
planmafige Absetzungen fur Abnutzung oder um Teilwertabschreibungen handelt. Soweit der Steuerpflichtige bei
unerfulltem Benennungsverlangen "gleichsam als Haftender" fiir fremde Steuerschulden in Anspruch genommen
wird (vgl. z.B. BFH-Beschluss in BFH/NV 2002, 312, m.w.N.), setzt § 160 Abs. 1 Satz 1 AO nicht voraus, dass sich
durch die Ausgabe von Geld bewirkter steuermindernder Aufwand und (madglicherweise) steuererh6hende
Einnahmen auf den gleichen Veranlagungszeitraum beziehen. Allerdings ist im Rahmen der Prifung der
Zumutbarkeit des Benennungsverlangens nach § 160 Abs. 1 Satz 1 AO (auch) zu wurdigen, ob zwischen einer
Ausgabe zum Erwerb eines aktivierungspflichtigen Wirtschaftsguts, darauf beruhenden erfolgswirksamen
Buchungen des bilanzierenden Steuerpflichtigen und einem hieran anknlpfenden Benennungsverlangen der
Finanzverwaltung ein Zeitraum liegt, der das Benennungsverlangen im konkreten Einzelfall als unverhaltnismafiig
erscheinen lasst.

b) Die vorgenannten Grundsatze entsprechen den fur die Anwendung des friheren & 205a Abs. 2 der
Reichsabgabenordnung (AO a.F.) entwickelten Maf3staben in den BFH-Urteilen vom 23. Februar 1951 IV 81/50 S
(BFHE 55, 204, BStBL 111 1951, 77) und vom 22. Mai 1968 | 59/65 (BFHE 93, 118, BStBL |1 1968, 727), auf die sich das
FG berufen hat. Auch nach jener, ahnlichen Zwecken wie § 160 Abs. 1 Satz 1 AO dienenden Vorgangervorschrift
konnte das FA verlangen, dass ein Steuerpflichtiger die Empfanger von Zahlungen genau bezeichnete, wenn die
Zahlungen Betriebsausgaben des Steuerpflichtigen waren; es konnte weiter nach & 205a Abs. 3 AO a.F. den Abzug
der Betriebsausgaben versagen, wenn die Empfanger nicht benannt wurden. Die genannte hochstrichterliche
Rechtsprechung hat als Betriebsausgaben i.S. des & 205a Abs. 2 AO a.F. auch Aufwendungen fiir
aktivierungspflichtige Wirtschaftsglter angesehen. Schon in seinem Urteil in BFHE 55, 204, BStBL 11l 1951, 77 hat
sich der BFH darauf berufen, dass der Begriff der Betriebsausgaben durch das Einkommensteuergesetz (EStG) --also
durch & 4 Abs. 4 dieses Gesetzes-- festgelegt sei und alle Ausgaben eines Betriebes umfasse, ohne Riicksicht darauf,
ob sie im Veranlagungszeitraum bereits Aufwand geworden sind oder nicht. In dem BFH-Urteil in BFHE 93, 118,
BStBL Il 1968, 727 wird u.a. ausgeflihrt, dass nach & 4 Abs. 4 EStG Betriebsausgaben alle durch den Betrieb
veranlassten Aufwendungen seien, der Begriff der Betriebsausgabe somit auch solche Aufwendungen umfasse, die
fur die Hereinnahme aktivierungspflichtiger Wirtschaftsguter in den Betrieb gemacht werden. Deshalb erfordere der
Zweck des § 205a AO a.F. dessen Auslegung in dem Sinne, dass auch Anschaffungskosten fur aktivierungspflichtige
Wirtschaftsglter bei Nichtbenennung des Partners oder bei Benennung eines fingierten Partners unter den Begriff
der Betriebsausgabe i.S. von & 205a AO a.F. eingeordnet werden.

) Das Urteil des erkennenden Senats in BFHE 187, 201, BStBL Il 1999, 333 steht dem --anders als die
Revisionsklager meinen-- nicht entgegen. Zwar hat der Senat den dort zu beurteilenden Sachverhalt als den Fall
einer Teilwertabschreibung bezeichnet, der generell nicht unter die Regelung des § 160 AO falle. Zum einen ist
diese Aussage jedoch auf die dort zu beurteilende Situation bezogen, dass die erst bei drohender Inanspruchnahme
des Burgen zu passivierende Biirgschaftsverpflichtung nur insoweit zu einer Gewinnminderung fuhrt, als der zu
aktivierende Ruckgriffsanspruch gegen den Hauptschuldner wegen Wertminderung --im Wege einer
Teilwertabschreibung-- abzuschreiben ist. Insoweit lie3e sich im Einklang mit den vorgenannten Grundsatzen fir
die Anwendung des & 160 AO vertreten, dass eine solche Gewinnminderung nicht dasjenige Wirtschaftsgut betrifft,
fur das die Ausgabe geleistet worden ist (Darlehensforderung), sondern ein zweites Wirtschaftsgut
(Ruckgriffsforderung). Zum anderen war die zitierte Aussage aber auch nicht entscheidungserheblich, nachdem der
Senat das auf § 160 AO gestlitzte Verlangen auf Benennung des Darlehensglaubigers mit der Begriindung als nicht
ermessensgerecht angesehen hat, dass der Glaubiger --bei einem bilanzierenden Steuerpflichtigen kame es zu
einem bloRen Aktivtausch-- aus der Riickzahlung des Darlehens keinen steuerpflichtigen Gewinn erziele,
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unabhangig davon, ob der Darlehensbetrag vom Schuldner oder vom Biirgen zurlickgezahlt werde. Sollte die
Aussage indes dahin zu verstehen sein, dass im Fall (erfolgswirksamer) Teilwertabschreibungen die fur den Erwerb
des entsprechenden Wirtschaftsguts aufgebrachten aktivierungspflichtigen Ausgaben nicht unter die Regelung des
§ 160 AO fallen, hielte der Senat daran nicht mehr fest.

3. Bei Anwendung der vorgenannten Mafstabe (B.II.1. und B.II.2.) halt die Entscheidung des FG, dass das
Benennungsverlangen des FA rechtmafig ist und die streitbefangenen "Abschreibungen” nach & 160 Abs. 1 Satz 1
AO in vollem Umfang nicht zu beriicksichtigen sind, einer revisionsrechtlichen Uberpriifung stand.

a) Die Vorschrift ist auf den Streitfall anwendbar. Zwar ist die Ausgabe der A-KG von dieser zundchst als Beteiligung
an und Forderung gegeniber der P-AG aktiviert worden. Nach den oben ausgefihrten Grundsatzen werden jedoch
auch derartige Ausgaben, die erst nach Verausgabung zu erfolgswirksamem Aufwand fuhren, von der Vorschrift
erfasst.

b) Das FG hat unter Beachtung der Vorgaben des & 102 FGO zutreffend entschieden, dass das vom FA an die A-KG
und die Kldgerin als deren Rechtsnachfolgerin gerichtete Benennungsverlangen ermessensgerecht ist.

aa) Nach den Feststellungen des FG, die auch die Revisionsklager nicht in Frage gestellt haben, handelte es sich
beim VeraufRerer der Anteile an der P-AG und der von der A-KG bilanzierten Forderung gegen die P-AG, der S-
Anstalt mit Sitz in Liechtenstein, um eine sog. "Briefkastengesellschaft”, was dem Begriff einer selbst nicht in
nennenswertem Umfang wirtschaftlich tatigen auslandischen Basisgesellschaft entspricht. Ist es nach der oben
benannten hochstrichterlichen Rechtsprechung ausgeschlossen, dass eine Domizilgesellschaft wirtschaftlicher
Empfanger der an sie geleisteten Zahlungen ist, so gilt dies erst recht fur eine auslandische Basisgesellschaft, die
mangels eigener wirtschaftlicher Tatigkeit selbst keine Leistungen erbringt. Deshalb liegt auch bei derartigen
auslandischen Gesellschaften aufgrund der Lebenserfahrung die Vermutung nahe, dass hinter dieser Gesellschaft
stehende Personen wirtschaftlicher Empfanger einer Zahlung an die Gesellschaft sind und diese den Bezug zu
Unrecht nicht versteuert haben.

bb) Das Benennungsverlangen des FA war auch verhaltnismaRig und zumutbar, nachdem sich die A-KG fur den
Erwerb einer mittelbaren Beteiligung an der C-SA mehrerer Domizil- bzw. Basisgesellschaften in Liechtenstein
bedient hat. Insoweit bestand nach den oben ausgefiihrten Grundsatzen auch im Streitfall hinreichend Anlass, sich
bei Zahlung der Gelder Uber den wahren Zahlungsempfanger zu erkundigen. Auch spricht gegen die
VerhaltnismaBigkeit des Benennungsverlangens nicht der Zeitraum zwischen Ausgabe, erfolgswirksamer
Verbuchung des streitbefangenen Anschaffungsvorgangs durch die A-KG und dem Aufgriff des Vorgangs durch die
Finanzverwaltung (AuRenpriifung), denn dem Erwerb der Anteile an der P-AG durch die A-KG im Februar 1992
folgte zeitnah bereits in den Bilanzen zum 30. Juni 1993 bzw. 1994 die Buchung der streitbefangenen
Abschreibungen und noch vor dem Bericht der Auf3enprifung vom 26. November 1997 deren Anfrage nach den
Anteilseignern der im Ausland ansassigen "Briefkastenfirmen".

¢) Revisionsrechtlich nicht zu beanstanden ist auch die Entscheidung des FG, dass das FA zu Recht die
streitbefangenen Aufwendungen in vollem Umfang nicht zum Abzug zugelassen hat.

aa) Nach den oben ausgefiihrten Grundsatzen waren im Streitfall als Empfanger i.S. des § 160 Abs. 1 Satz 1 AO die
hinter der S-Anstalt stehende Person bzw. die Personen, die die S-Anstalt zwischengeschaltet haben, anzusehen.
Allein die Benennung der ausldndischen Gesellschaft (S-Anstalt) genligte nicht den Anforderungen an eine
ordnungsmaRige Empfangerbenennung i.S. des § 160 Abs. 1 Satz 1 AO.

bb) Die der Auffassung des FA folgende Wurdigung des FG, dass wirtschaftlich hinter der S-Anstalt stehende
Personen nicht hinreichend benannt seien, beinhaltet weder einen Verstofs gegen Denkgesetze noch gegen
allgemeine Erfahrungssatze. Insoweit ist revisionsrechtlich nicht von Belang, dass die Revisionsklager zu anderen
Schlussfolgerungen als das FG gelangen.

(1) Die erforderliche positive Benennung des Empfangers wurde nicht durch die vorgelegte "Bestatigung” der
Reprasentantin der S-Anstalt, der liechtensteinischen P-Anstalt, vom 27. Oktober 1998 entbehrlich. In dem
Schriftstuck wird lediglich negativ bestatigt, dass weder die A-KG selbst noch verschiedene auslandische
Gesellschaften wirtschaftlich Berechtigte der S-Anstalt gewesen seien. Davon ist im Ergebnis auch das FG
ausgegangen.

(2) Revisionsrechtlich nicht zu beanstanden ist auch, dass das FG nicht die Uberzeugung gewonnen hat, der
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spanische Staatsblrger G komme auch als hinter der S-Anstalt stehender wirtschaftlich Berechtigter in Betracht. Die
Folgerung des FG, weder der Umstand, dass G unmittelbarer oder mittelbarer Inhaber der "in Spanien” gehaltenen
Aktien der C-SA gewesen sei, noch die Einbindung des G in die Verhandlungen Uber den Anteilserwerb der A-KG in
Liechtenstein schlossen die Existenz dritter, hinter der S-Anstalt stehender Personen aus, ist moglich.

Soweit sich das FG bei dieser Schlussfolgerung auch auf das (im Original auf Spanisch abgefasste) Schreiben des G
vom 3. Juni 1991 gestitzt hat, nach dem (in deutscher Ubersetzung) er --G-- die Aktionare, die unmittelbar oder
mittelbar Anteile an der C-SA hielten, "mit den Vollmachten" und Entscheidungsbefugnis vertreten werde, enthalt
dies gleichfalls keinen Verstof’ gegen Denkgesetze. Dass das FG auch nicht aufgrund der von der Klagerin
vorgelegten "Sachverhaltsdarstellung” davon Gberzeugt war, dass G der maRgebliche Empfanger gewesen ist, ist
ebenfalls nachvollziehbar. In der "Sachverhaltsdarstellung” wird zwar die Einbindung des G in die Vorgange um den
Erwerb der Beteiligung an der P-AG geschildert. Die daran in diesem Schriftstiick anknipfenden Folgerungen sind
indes nicht zwingend, so dass das FG ohne Versto gegen Denkgesetze auch zu anderslautenden Schlussen
gelangen durfte.

Weitere Tatsachen, die positiv auf den wirtschaftlichen Empfanger der streitbefangenen Ausgabe der A-KG
hindeuten kénnten, hat das FG nicht festgestellt. Dabei war das FG --wie zuvor das FA-- nach den oben
ausgefiihrten MafRstaben zwar zu eigener weiter gehender Aufklarung des im Ausland verwirklichten Sachverhalts
nach § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 FGO i.V.m. § 160 Abs. 1 Satz 2 AO berechtigt, aber --anders als die
Revisionsklager meinen-- nicht verpflichtet. Insbesondere brauchte das FG nicht die Glaubwiirdigkeit des G, der
--wie zwischen den Beteiligten unstreitig ist-- seine Einvernahme als Zeuge im Inland abgelehnt hat, im Ausland zu
uberprufen. Dies schon ungeachtet dessen, dass es die Klagerin nach eigenem Vortrag nicht vermocht hat, den im
Ausland ansassigen G --wie es standiger Rechtsprechung des BFH entsprochen hatte (z.B. BFH-Beschluss vom

30. Mai 2011 XI B 90/10, BFH/NV 2011, 1479, m.w.N.)-- gemaf3 § 76 Abs. 1 Satz 4 FGO i.V.m. § 90 Abs. 2 AO in der
mundlichen Verhandlung vor dem FG zu stellen.

(3) Soweit das FG --wie die Revisionsklager beanstandet haben-- auch Mutmafiungen zur "Seriositat” der A-KG
angestellt hat, sind diese nicht entscheidungserheblich. Fur die Anwendung des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO kommt es
auf die Motive des Steuerpflichtigen, die zur Verwirklichung eines Auslandssachverhalts mit Einschaltung von
Domizil- bzw. Basisgesellschaften gefuhrt haben, nicht an. Entscheidend ist lediglich, ob das Benennungsverlangen
--hier des FA-- dem Steuerpflichtigen zumutbar ist. Bei Auslandssachverhalten ist jedoch --wie oben ausgefiihrt--
der Steuerpflichtige nach § 90 Abs. 2 AO in erhohtem Maf3e zur Erbringung von Nachweisen und zur Beschaffung
und Vorlage von Beweismitteln verpflichtet. Gesichtspunkte, die im Streitfall dafiir sprechen kdnnten, dass die A-KG
trotz des von ihr mitgestalteten undurchsichtigen Auslandssachverhalts unverschuldet keine Beweisvorsorge hat
treffen konnen, sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich. Insbesondere ist auch nicht erkennbar, dass die A-KG
keine Moglichkeit gehabt hatte, sich iber den wirklich Berechtigten Kenntnis zu verschaffen. Insoweit ergeben sich
--wie das FG dem FA zutreffend bestatigt hat-- im Streitfall auch auf der zweiten Stufe der Ermessensausubung
nach & 160 Abs. 1 Satz 1 AO keine Einschrankungen fiir eine Versagung des streitigen Abzugs.

(4) Die Versagung des Abzugs der streitbefangenen "Abschreibungen” ist nach den vorgenannten Mafdstaben auch
dann rechtmaRig, wenn die geltend gemachten (Betriebs-)Ausgaben der A-KG mit Sicherheit entstanden sind.
Deshalb ist --selbst wenn das FG mit der Formulierung "Verschiebung betrachtlicher Kaufpreisanteile” hatte
entsprechende Mutmafungen anstellen wollen-- nicht von Bedeutung, ob und inwieweit Ausgaben der A-KG an
diese selbst als wirtschaftlicher Empfanger zuruckgeflossen sein kdnnten. Allerdings wirde auch in diesem Fall eine
Versagung des Abzugs dem Zweck des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO gerecht. Denn dann stiinde einer zum Teilwert zu
bewertenden erfolgsneutralen Entnahme (Geld) eine gleichfalls zum Teilwert zu bewertende erfolgsneutrale
Einlage (Beteiligung, Forderung) gegenuber. Auch dann bestlinde die Gefahr eines Steuerausfalls im Inland, soweit
bei einem entnommenen uberhohten "Kaufpreis” der Ansatz einer Einlage zu einem niedriger zu bemessenden
Teilwert unterbliebe.

(5) Die Entscheidung des FG, dass das FA den streitbefangenen Abzug zu Recht in voller Hohe versagt hat, begegnet
auch sonst keinen revisionsrechtlichen Bedenken. Nach dem Wortlaut des & 160 Abs. 1 Satz 1 AO ist die steuerliche
Nichtberiicksichtigung die regelmafRige Rechtsfolge. Ist im Streitfall nicht erkennbar, ob und in welcher Hohe die
von der A-KG geltend gemachten Zahlungen bei einem Empfanger im Inland steuerlich erfasst worden sind, kann
deshalb der Abzug von Betriebsausgaben in voller Hohe abgelehnt werden (vgl. auch BFH-Urteil in BFHE 202, 196,
BStBL II 2007, 855). Zudem kommt auch insoweit zum Tragen, dass das FA und --hier im Rahmen der Priifung einer
Ermessensentscheidung nach & 102 FGO-- das FG nicht verpflichtet sind, einen Auslandssachverhalt selbst so weit
wie mdglich aufzukliren. Im Ubrigen ist § 160 AO keine Schitzungsnorm (BFH-Urteil in BFHE 183, 358, BStBL I
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1998, 51); insoweit braucht auch nicht der Frage nachgegangen werden, ob sich fiir das FA Anhaltspunkte fiir eine
teilweise steuerliche Anerkennung der streitigen "Abschreibungen” im Wege der Schatzung hatten ergeben konnen.

52 lII. Scheidet die steuerliche Berticksichtigung der von der A-KG geltend gemachten "Abschreibungen” bereits aus
den vorgenannten Grinden aus, so bedarf es keiner Entscheidung, ob das FG eine Forderungsabschreibung sowie
Teilwertabschreibungen auf die Beteiligung an der P-AG zu Recht auch mit der Begriindung versagt hat, dass die
materiell-rechtlichen Voraussetzungen fur derartige Abschreibungen nicht vorlagen. Insbesondere braucht der
Senat nicht dartber zu befinden, ob es sich beim Erwerb der Beteiligung an der P-AG --wie die Revisionsklager
meinen-- um eine Fehlmafinahme gehandelt hat. Ob und inwieweit die insoweit von den Revisionsklagern
erhobenen Verfahrensriigen den Anforderungen des & 120 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b FGO an deren ordnungsgemafie
Darlegung geniligen und insbesondere die vorgebrachten Rigen nach § 119 FGO durchgreifen, braucht der Senat
deshalb ebenfalls nicht zu erdrtern. Soweit § 119 FGO in den dort genannten Fallen unwiderleglich vermutet, dass
das Urteil auf der Verletzung von Bundesrecht beruht, gilt dies ausnahmsweise nicht, wenn es auf das Vorbringen
des Revisionsklagers unter keinem denkbaren Gesichtspunkt ankommt (z.B. BFH-Urteil vom 27. Marz 2001
VII R 62/00, BFH/NV 2001, 1037, m.w.N.). Dies ist dann der Fall, wenn das FG --wie hier-- seine Entscheidung
kumulativ begriindet hat und der gerligte Verfahrensfehler nur einen der selbstandig die Entscheidung tragenden
Griinde betrifft (vgl. auch Graber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 7. Aufl,, § 119 Rz 3), ein anderer dieser Grunde sich
jedoch --wie fur den Streitfall unter B.Il. ausgefuhrt-- als rechtsfehlerfrei erweist.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 9 of 9


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201310257/

	Urteil vom 11. Juli 2013, IV R 27/09
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


